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Als vor einem Jahr die russischen 
Streit kräfte in den seit 2014 ge führ
ten Bürger krieg in der Ost ukraine 
eingriffen, war es nur in einigen 
linken Zei tungen zu lesen: Zur Unter
stützung der Öffentlichkeitsarbeit der 
ukrainischen Regierung haben sich 
160 Werbeagenturen der NATO-
Länder zusammen ge schlossen, da-
runter die Agentur, die beim ersten 
Irak krieg die Ge schichte mit den 
Brut kastenbabys erfunden hatte. 
Im vergangenen Jahr haben diese 
Agen turen ganze Arbeit geleistet. 

Bei keiner der Meldungen aus dem 
Kriegs gebiet kann man sicher sein, 
ob sie von Journalisten oder von 
einer Werbe agentur kommt. Über 
die Ukraine nur Gutes, über Russen 
nur Schlechtes – das ist das Motto 
der Bericht er stattung.

Wichtige Teile der ukrainischen 
Armee tragen an ihren Uniformen 
Sym bole, die an die SS erinnern. 
Einige ihrer Anführer prahlen 
damit, dass sie es lieben zu töten. 
Der Gruß „Slava Ukraina“ (Ruhm 
der Ukraine), der von westlichen 

Politikern be denken los nach ge-
plappert wird, wurde während der 
Nazi zeit von nationa lis tischen Kolla-
bora teuren ein ge führt, der Gegen-
gruß „Ruhm den Helden“ meint 
unter anderem die Angehörigen der 
ukrainischen SSDivision „Galizien“. 
In der Presse wird davon nicht 
berichtet.

Medien und Politiker begrüßen, 
dass die Ukraine den Donbass und 
die Krim zurückerobern will, nie-
mand fragt danach, was dann mit 
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Frauen gegen Krieg und Krise: 
Demo zum internationalen 

Frauenkampftag!
Am 8. März protestieren wir weltweit 
ge gen die Unterdrückung und Aus
beutung von Frauen durch Patri-
archat und Kapitalismus. 

Als 8. MärzBündnis Gießen 
sagen wir: Basta! Keine Abwälzung 
der Kriegs und Krisenlasten auf un
sere Rücken. Un sere Schwestern 
und Freundinnen dürfen weder 
hier noch in anderen Ländern in 
pre kären Arbeitsverhältnissen und 
Krieg leben. Wir stellen uns klar 
und deut lich gegen die Aufrüstung 
der Bundes wehr und Waffen-
lieferungen, durch die die Herr-
schenden die Gefahr eines dritten 
Welt kriegs anheizen und den Krieg 

in der Ukraine verlängern. 
Lasst uns gegen die se 

gewalt tä tigen Ver hält nisse 
und für eine be freite Gesell-
schaft strei ken und kämpfen! 
Lasst uns den 8.  März, den 
inter natio nalen Frauen-
kampf tag, als Auftakt für 
einen Frauen kampf an 365 
Tagen im Jahr nutzen! Basta! 
Frauen gegen Krieg und 
Krise! 

8. März, 17:30 Uhr, Ber
liner Platz

Es rufen auf: 8. März 
Bünd nis, DKP, ARAG, 
SDAJ, Berçem Kadin.
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den dort le benden Menschen, die mit der An gliederung an Russland ein-
ver standen sind, passieren würde. Von Selenskyj und seinen Anhängern 
wer den sie abwechselnd als Krea turen, Ungeziefer, Hochverräter be-
zeich net. Sie sollen vertrieben, in Lager gesperrt oder der Rache der 
Ultra nationalisten aus ge liefert werden. Keines der Massen medien 
berich tete darüber, wie in den von den russischen Streitkräften wieder 
verlassenen Gebieten mit der Zivil bevölkerung umgegangen wurde. 
Nach verlässlichen Berichten wur den dort alle, die im Verdacht stan-
den, mit den russischen Behörden zu sammen gearbeitet zu haben, an 
Laternen pfähle gefesselt, was danach mit ihnen passierte ist unklar.

Die Berichterstattung über den Krieg ist extrem einseitig. Wer Frie den 
will, darf sich dadurch nicht be irren lassen. Die Ukraine braucht so for
tigen Waffen still stand und Friedens ver hand lungen, die Bevölkerung 
braucht inter natio nalen Schutz. Jede weitere Waffen lieferung ver
längert den Krieg, führt zu weiteren Zer störungen, zu Toten und Ver
letzten. Die Waffen nieder!

Gernot Linhart

Die Ukraine ist ein Schlachtfeld ei
nes Krieges, der seit den 1990er 
Jah ren tobt, eines Krieges von 
vielen. Die letzte Supermacht USA, 
die sich in einem kontinuierlichen 
Ab stiegs prozess befindet, hat 
eine Trumpf karte: ihre überlegene 
Militär macht.

Deshalb gibt es kein Land, das 
nach dem Ende des Kalten Krieges 
so viele Kriege geführt hat und führt. 
Die USA sind keine Demo kratie, 
son dern eine Oligarchie. Jeweils 
ver schie dene Fraktionen des Kapi-
tals stellen den Präsidenten. Trump 
stand für die strategische Option 
eines Bündnisses mit Russland ge
gen China. Die BidenRegierung 
steht für eine neue Offensivstrategie. 
Erst Russland niederkämpfen und 
dann alle Kräfte gegen China bün-
deln.

Jewgeni Primakow, der ehemalige 
Außen minister unter Jelzin, hatte in 
einem Interview geäußert, dass die 
NATO-Mitgliedschaft der Ukraine für 

Moskau schon 2006 eine rote Linie 
dar stellte und man bereit gewesen 
sei, dagegen Krieg zu führen. Die 
EU, vor allem die beiden führenden 
Mächte BRD und Frankreich, hatten 
zu nächst einen eigenständigen 
euro päischen Macht block, auch 
gegen über den USA, favorisiert. 
War es nicht Macron, der der NATO 
den „Hirntod“ attestierte? Aktuell 
schei nen sich die Europäer aber 
den USA unter zuordnen. Nach dem 

Motto: Nur noch gemeinsam können 
wir den Aufstieg Chinas verhindern. 
Das aktuelle Angebot Chinas, sich 
als Ver mittler im Ukrainekrieg zur 
Ver fügung zu stellen, wurde von  
US-Vizepräsidentin Harris bereits 
zurück gewiesen. 

Im März 2022 gab es Ver hand-
lungen zwischen der Ukraine und 
Russland über einen Waffen still-
stand. Der damalige israelische 
Minister präsident Bennett war dabei 
als Ver mittler tätig. Russland machte 
dabei die Zusicherung, sich aus 
Teilen der Ukraine zurückzuziehen. 
Die Ukraine sei bereit gewesen, eine 
mögliche Neutralität "gründlich zu 
prüfen" und auf einen NATO-Beitritt 
zu ver zichten. Bennett antwortete 
auf die Frage, ob die westlichen 
Ver bündeten die Initiative letztlich 
blockiert hätten? "Im Grunde ge-
nommen, ja. Sie haben es blockiert, 
und ich dachte, sie hätten Unrecht."

Henning Mächerle

Frieden in der Ukraine?

Fortsetzung von Seite 1: Propaganda im Ukrainekrieg

Kommentar in den ARDTages
themen von Georg Restle am 
28.07.2014 zur Verantwortung 
Euro pas in der UkraineKrise: 
"Über 1.000 Tote, 3.500 Verletzte, 
Hunderttausende auf der Flucht 
(...) dies ist Krieg. (...) Was die 

Menschen in Donezk und Lugansk 
in diesen Tagen erleben, ist ein 
Albtraum (...) Westliche Politiker 
(...) müssen der ukrainischen 
Regierung in den Arm fallen (...) 
Auch das ukrainische Militär 
terrorisiert die Zivilbevölkerung. Es 
trägt den Krieg (...) in Wohn und 
Schlafzimmer, es nimmt kaum 
Rücksicht auf die Not der Menschen 
und auf deren Leben offenbar noch 
weniger. (...) So tragen Europas 
Regierungen Mitverantwortung 

für das rücksichtslose Töten einer 
Regierung, der sie selbst zur Macht 
verholfen haben. Deshalb braucht 
es jetzt eine klare Botschaft an die 
Machthaber in Kiew. Der Terror 
gegen die Zivilbevölkerung muss 
beendet (...) werden. Wenn nicht, 
macht sich Europa mitschuldig. 
Dann sind die getöteten Zivilisten 
(...) auch unsere Toten."
Der ganze Kommentar auf 
Youtube: https://www.youtube.
com/watch?v=V4-5UgzaKUI

Kriegspropaganda
"Kriege sind vor allem in demo kra-
tischen Gesellschaften gegen den 
Willen der Bevölkerung schwer 
durch zusetzen. Deshalb müs sen 
Re gierung und Militär sicher stellen, 
dass die Menschen den Krieg mit
tragen. Um ihr Ziel zu erreichen, 
setzen sie be wusst Medien als Mittel 
der Be ein flussung ein. Es wird ein 
Bild des Krie ges vermittelt, das ihn 
als not wendig und un aus weich lich 
darstellt. Den Versuch der ge zielten 
Beeinflussung der Öffent lich keit 
während eines Krie ges bezeichnet 
man als Kriegs pro paganda." Aus: 
Bundeszentrale für politische Bildung

https://www.youtube.com/watch?v=V4-5UgzaKUI
https://www.youtube.com/watch?v=V4-5UgzaKUI


3

Vor einigen Monaten wurde die 
Neuen Bäue als Fahrradstraße be-
schil dert, in der Schulstraße wurde 
die Durchfahrt für Kraftfahrzeuge 
ver boten. Viel einfacher ist das Rad-
fahren in diesen Straßen leider nicht 
ge worden. Nach wie vor überwiegt 
dort der motorisierte Verkehr. Auf 
jeden freien Parkplatz kommen ge-
schätzt zehn Autos, die einen Ab-
stell platz suchen. Radfahrende 
wer den ohne Sicher  heits ab stand 
über holt, rück-
w ä r t s  f a h  r e n d e 
oder wen dende 
Au tos ge fährden 
oder be hindern die 
wenigen Radler. 
In den Seiten
straßen sieht es 
nicht besser aus. 
In der Schul straße 
hat die häufig an-
wesende Polizei 
dafür ge sorgt, 

dass weniger Autos einfahren, das 
Über holen von Rad fahrenden ohne 
Sicher heits abstand wird aber nicht 
ge ahndet. Der vorgeschriebene 
Sicher heits abstand von 1,50 Metern 
zwischen Kraft fahr zeugen und 
Rädern wird überall in der Stadt oft 
nicht eingehalten. Be sonders bei 
sogenannten Fahr rad schutz streifen 
können Radler froh sein, wenn 
Autos beim Über holen mehr als 50 
cm Ab stand halten, viele Fahr zeug-

lenker und -lenkerinnen  mei nen, die 
Straße wäre bis zur Be grenzungs-
linie des Rad streifens ihr Bereich. 
In einigen Fahr schulen wird das 
Ein halten des Ab standes an schei-
nend nicht gelehrt, auch Fahr schul-
fahrzeuge fahren oft sehr dicht an 
Rädern vorbei. Bis Gießen ein mal 
eine fahrrad freund liche Stadt wird, 
ist es noch ein weiter Weg. 

Gernot Linhart

Das gilt in einer Fahrradzone:
• Höchstgeschwindigkeit von 30 km/h
• "rechts vor links"
• Radverkehr darf weder gefährdet noch behindert wer-

den
• Radfahrende dürfen nebeneinander fahren
• es ist kein anderer Fahrzeugverkehr gestattet - außer 

z.B. das Zusatzschild "Anlieger frei" erlaubt dieses 
(Anlieger sind nur die, die an einem Grundstück dieser 
Fahr rad zone ein Anliegen haben, also nicht, wenn sie 
in die nahegelegene Fußgängerzone einkaufen gehen)

Nach monatelangen Verzögerungen 
durch die Rhön AG liegt nun der 
so genannte Zukunftsvertrag für 
das Uni klini kum Gießen/Marburg 
(UKGM) unter schrifts reif vor. Wich
tigs ter Punkt: In den nächsten zehn 
Jahren sollen 800 Mio. Euro in ves
tiert werden. 500 Mio. zahlt das 
Land Hessen, den Rest die Rhön 
AG. Allerdings wird diese kein 
eigenes Geld ausgeben, die In ves-
titionen müssen von den Kliniken er
wirt schaf tet werden.

Es bleibt also dabei: Die Be-
leg schaft muss um bessere Ar-
beits bedingungen und bessere 
Ent lohnung kämpfen. Zur Zeit 
lau fen Verhandlungen um einen 

Ent lastungs tarif vertrag zwischen 
der Ge werk schaft ver.di und der 
Rhön AG. Zur Verbesserung ihrer 
Ver handlungs position geht das 
Personal in die Offensive. Im 
Februar haben zwei Online-Ver-
an stal tungen stattgefunden, bei 
denen Beschäftigte über ihre pre-
käre Situation berichteten. Zu den 
200 Teilnehmern in Gießen ge hörte 
auch Ober bürger meister Becher, er 
versprach Unterstützung. Wie viel 
davon zu halten ist, wird sich zei-
gen. Bis jetzt haben sich die Stadt-
oberen in Gießen immer zurück ge-
halten, mehr als verbalen Zu spruch 
gab es nie. In Marburg hat sich der 
Ober bürger meister wenigs tens den 

Forderungen nach einer Wieder-
ver gesellschaftung der Kliniken an
geschlossen und einen finanziellen 
Bei trag der Stadt zugesagt.

Das Klinik personal hat im 
Dezember der Lan des regierung ein 
100-Tage-Ulti matum zum Ab schluss 
eines Tarif ver trages gestellt, ein 
gro ßer Teil der Zeit ist bereits ver-
strichen. Die Beschäftigten haben in 
mehreren Warnstreiks ihre Kampf
bereit schaft gezeigt, sie sind auf 
weitere Arbeits kämpfe vor be reitet. 
Da jeder von uns Patient im UKGM 
wer den kann, sollten wir auch im 
eigenen Interesse den Kampf der 
Kolleginnen und Kollegen unter
stützen.         Gernot Linhart

Uniklinikum – Rhön AG braucht Druck

In Gießen wird die Zahl der Park-
plätze ver  ringert, die Gebühren 
wurden er höht und die Gebühren-
pflicht bis in den späten Abend 
verlängert. So soll die Zahl der 
herum fahrenden und herum
stehenden Autos ver ringert werden. 
Eigent lich nicht schlecht – besser 

wäre aber, wenn parallel dazu die 
Verbindungen des öffent lichen Nah -
verkehrs verbessert wür den. Bis 
jetzt bleibt Bewohnern der länd-
lichen Stadtteile und der Um land
gemeinden kaum eine andere Wahl, 
als für Fahrten in die Stadt das 
Auto zu nutzen. Schön wäre auch, 

wenn der frei werdende Stadtraum 
so gestaltet würde, dass sich die 
Auf ent halts qualität in der Stadt ver
bessert. Viele Stadtbewohner könn-
ten mit Ideen und Wünschen dazu 
beitragen.

Gernot Linhart

Parkplätze knapp und teuer –  
wo bleibt die Alternative?

Wann wird Radfahren in Gießen schöner?
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Europaweit hat sich bei den 
Gewerk schaften herumgesprochen, 
dass Sozial partner schaft nicht hilft. 
Gewerk schaften müssen wieder als 
Gegen macht zum herrschenden 
Kapi talis mus auftreten.

Den französischen Gewerk-
schaften ist wohl bewusst, dass es 
beim aktuellen Kampf nicht nur um 
die geplante Erhöhung des Renten-
eintritts alters geht, sondern um die 
Frage: Kommen das Kapital und 
dessen Präsident mit ihrer Politik 
durch? Falls Macron das gelingt, 
stehen die erkämpften Rechte der 
fran zösischen Arbeiterklasse als 
Gan zes in Frage. Nach den 2,5 Mio.  
Menschen der letzten Streik tage 
strömten am 16.02. erneut Hundert-
tausende auf die Straßen  zum 
fünften landesweiten Streik binnen 
we niger Wochen. 

Auch in England politisieren 
sich die Streiks weiter. Am 01.02. 
streikten über 500.000 Men schen 
in Großbritannien. Der Ge werk-
schafts dach verband TUC hatte die 
Proteste mit dem Widerstand gegen 
das Antistreikgesetz der kon ser
vativen Regierung verknüpft. 

In Spanien reißen die Proteste 
auch nicht ab. Am 12.02. demon-
strieren in Madrid eine Million Men
schen und somit noch einmal mehr 
als bei der letzten Demonstration 
im November 2022. Das Motto war 
"Madrid steht auf und fordert eine 
öffentliche Gesundheitsversorgung".  

In Portugal finden zur Zeit eben-
falls regelmäßig Streiks und Demon
stra tionen statt, die das Land jeden 

zweiten Tag lahmlegen. Am 09.02. 
rief der größte Ge werk schafts bund 
CGTP, der der kommu  nis  tischen 
Par tei nahesteht, zu einem landes-
weiten Protesttag in ver schie denen 
Be reichen innerhalb des Öffent-
lichen Dienstes und der pri vaten 
Wirt schaft auf. Am 11.02. protes
tierten 150.000 Menschen in Lissa-
bon.

Hier in Deutschland kommen 
die Streiks auch in Gang. An den 
aktu ellen Arbeits nieder legungen 

von Ver.di wird die Macht der Ge-
werk schaften deutlich. Der Flug-
verkehr über Deutschland kam 
dabei weitgehend zum Erliegen. 
Auch die Kriegstreiber der Mün-
chner "Sicher heits konferenz" hatten 
darunter zu leiden. Die Ge werk-
schaften müssen aus der Defensive 
heraus kommen und mit klaren anti
kapi talis tischen Forderungen zum 
An griff übergehen.

H.M.

Gewerkschaften als Gegenmacht

Es brodelt im Gesundheitswesen – weltweit
Seit der sogenannten neoliberalen 
Wende wurden in fast allen kapi-
talis tischen Ländern große Bereiche 
der öffent lichen Da seins  vor sorge 
und Infra struktur priva tisiert oder 
der Kon kurrenz aus ge liefert, um 
an den Inter essen der Be völ kerung 
zu sparen und Profit zu er wirt-
schaften. Stark betroffen davon ist 
das öffentliche Gesund heits wesen. 
Die Corona-Pandemie hat be son-
ders dras tisch ge zeigt, dass es in 
vielen Staaten an Ärzten, Pflege-
personal, Kranken  haus  betten, 
Medi ka menten, Impf stoffen und 
an derem fehlt. Nach Ab flauen der 

Pan demie gehen in vielen Ländern 
der Welt Pflege personal und Ärzte 
auf die Straße und kämpfen um 
bessere Bedingungen für sich und 
ihre Patienten.

In Deutschland ist es neben der 
Gewerkschaft ver.di auch die Ärzte-
ver tretung Marburger Bund (MB), 
die auf die Misere aufmerksam 
macht und Reformen fordert. Bei 
einer Podiums dis kussion des MB 
be rich teten junge Ärztinnen  und 
Ärzte, sie fühlten sich bei der Arbeit 
wie in einem Hamster rad. Auch 
Hausärzte streiken und demon
strieren, sie bekommen wegen 

früher Entlassungen von Klinik
patienten immer mehr Arbeit ohne 
zu sätz liche Bezahlung.

In Deutschland, Frankreich, Eng-
land, Spanien, Polen – in fast allen 
euro päischen Ländern kämpfen 
die Be schäftigten im Ge sund
heits wesen um bessere Arbeits-
bedingungen und Bezahlung, 
außer halb Europas sieht es nicht 
an ders aus. Diese Kämpfe betreffen 
auch uns - es geht um unsere Ver-
sorgung im Krankheitsfall.

Gernot Linhart

In München wurde 
der Krieg geplant 
– und ins gesamt 
20.000 Demon stran
ten waren am 18.02. 
auf der Straße. Patrik 
Köbele, Vor sitz ender 
der DKP, spricht auf 
der Demo des Aktions
bünd nisses gegen die 
NATO-Sicher hei ts-
konferenz.

Der Widerstand muss 
jetzt auf die Straße 
 nicht nur an einem 
Tag, nicht nur an einem 
Ort, sondern so lange, 
bis die Kriegstreiber 
im eigenen Land ge
stoppt sind.

Kommt zu den Oster
märschen am 08.04. 
in Gießen und 10.04. 
in Frankfurt (siehe 
Ter mine auf Seite 8)
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Auch in Hessen sollen Lehrkräfte 
an Grundschulen zukünftig besser 
be zahlt werden, das haben der 
hessische Minister präsident Rhein 
und Kultus minister Lorz im Januar 

2023 verkündet. Die Anhebung der 
Eingangs besoldung aller Grund-
schul lehrkräfte von A 12 soll ab 
August 2023 bis 2028 stufenweise 
auf das Niveau von A 13 erfolgen. 

Nach Nordrhein-Westfalen und 
Nieder sachsen folgt mit Hessen das 
nächste west deutsche Flächen land. 
Damit gelingt der GEW nach zahl
reichen Demon strationen und Aktio
nen des Landesverbandes Hessen 
ein weiterer Erfolg.

Dies trifft für rund 18.000 Kolle-
ginnen und Kollegen zu, die derzeit 
an Grundschulen unterrichten und 
die aktuell noch schlechter bezahlt 
werden als alle anderen Lehrämter.
Die DKP fordert:
• A 13Gehälter jetzt  nicht erst 

2028.
• Alle angestellten Lehrkräfte 

jetzt ver beamten.
• Reduzierung der 

Pflichtstunden.
• Kleinere Klassen und 

Gruppen.
• Mehr Lehrkräfte und Erzie

herinnen.
Martina Lennartz

Wie geht es weiter bei Ga leria 
Kaufhof? Diese Frage be wegt sicher 
nicht nur die Beschäf tigten der 
Karstadt-Filiale in Gie ßen. Anfang 
Februar hatte das Amts gericht 
Essen das Insolvenz verfahren über 
die letzte große deut sche Waren
haus kette eröffnet. Hier hatte Galeria 
dem Gericht den Insolvenz plan 
zum Sanierungs konzept vorgelegt. 
Bislang ist unklar, wieviele der 
129 Filialen er halten oder ver kauft 
werden und wie viele Häuser end-
gültig geschlossen werden. Hierzu 
soll es, so der Sachwalter der 
Gläu biger, Frank Kebekus, noch 
lau fende Ver handlungen mit den 
je wei ligen Vermietern geben. Für 
den 27.03.2023 ist eine Gläubiger-
versammlung in Essen geplant, die 
über den Gesamtplan entscheiden 
soll. 

Unter diesen schwierigen Rah-
men be dingungen haben die Tarif-
ver handlungen für die rund 17.400 
ver bliebenen Be schäftigten des 
Waren haus konzerns begonnen. 

Ver.di hatte zu Recht darauf hin-
ge wiesen, dass nach dem Schei-
tern der ersten Sanierung aus dem 
Jahr 2020 nun vertraglich wie-
der die Flächen tarif verträge des 
Einzel handels gelten müssten. 
Die GaleriaBeschäftigten hatten 
damals als Sanierungsbeitrag 
einem abgesenkten Tarifvertrag zu-
ge stimmt, der laut der Gewerkschaft 
für einen Vollzeitbeschäftigten 
bis zu 5.500 Euro weniger 
Jahresgehalt be deutete. Die 
Unternehmensleitung hin gegen 
ver tritt die Auffassung, dass eine 
Be zahlung nach dem Flächen-
tarif vertrag "in absehbarer Zeit 
finanziell unmöglich wie auch in-
halt lich un passend" sei. In dieser 
Argu men tation wird unter schlagen, 
dass es sich hier nicht - wie von der 
Konzern leitung dargestellt  um eine 
Lohn erhöhung, sondern ledig lich 
um die Rücknahme eines Gehalts
verzichtes handelt. Zu diesem hat
ten sich die Beschäftigten in der 
Hoff nung bereit erklärt, so ihre 

Arbeits plätze zu erhalten. Dem 
wurde nun mit den geplanten Filial-
schlie ßungen und dem damit ver
bun denen Personalabbau die 
Grund lage entzogen.    

Ulf Immelt

Erfolg der GEW:
A 13 kommt auch für Grundschullehrkräfte

Karstadt:  
Lohnverzicht rettet keine Arbeitsplätze
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Der Kampf des westlichen Imperia-
lismus gegen eine „Multipolare 
Welt ordnung“ ist in vollem Gange. 
Wesent liche Pro pa ganda floskeln 
sind der angebliche Kampf für 
Menschen rechte und die „grüne 
Revo lution“, die uns allen diene. 
Nach dem es den USA gelungen 
ist, Deutsch land von der russischen 
Energie ver sorgung zu trennen, 
stellt sich die Frage, wo die Energie 
in Zu kunft her kommen soll? Afrika 
scheint da ein neues Objekt der Be-
gierde zu sein. Alles soll grün wer-
den, da bietet sich doch „Grüner 
Wasser stoff“ an.

Die Sache hat nur einige Haken: 
Es werden riesige Mengen hoch-
reines Wasser benötigt, große 
Mengen elektrische Energie und 
Wasser stoff können als Gas schwer 
trans portiert werden. Als Trans-
port stoff bietet sich Ammoniak an, 
das in einem sehr energie inten
siven Verfahren aus Wasser stoff 
und Stick stoff hergestellt wird. Man 
benötigt riesige Flächen mit Solar-
zellen, um dazu elektrische Ener-
gie herzustellen. Diese Energie wird 
zur Elektro lyse von Wasser ver-
wendet; das hochreine Wasser wird 
dabei in Wasserstoff und Sauerstoff 
gespalten.

Deswegen die rege Reisetätigkeit 
von Vizekanzler Habeck in Namibia 

und Südafrika. Aber auch 
andere Län der wie Chile sind 
im Gespräch. Alle diese Länder 
haben zwar viel Sonne, aber 
wenig Wasser. Der Lithium ab-
bau in Chile zeigt das Dilem ma. 
Der west liche Imperia lis mus 
greift die Rohstoffe ab und die 
Bevölkerung vor Ort hat kein 
Wasser mehr. Aus Sicht des 
Westens ist alles so einfach. 
Die Sahara ist groß und da 
wohnt doch keiner. Warum 
sollen die Länder dieser Re
gion nicht die Energie und die 
Ressourcen für das kapitalis
tische Konsum modell liefern? 
Es gibt aus rei chend Beispiele 
aus der nord afri kanischen 
Region, die zeigen, wie auch 
in der Wende hin zu er neuer
baren Energien Formen des 
Kolonialis mus fort be stehen 
– näm lich ein Energie- bzw. 
grüner Kolonia lismus. Die Nutz-
nießer sind nicht die Menschen 
vor Ort, son dern west liche 
Konzerne und kor rupte Eliten. 
Ob der Plan für den Westen 
aufgeht, ist fraglich, China und 
Russland bieten sich für Süd-
amerika und Afrika ebenso als 
Ge schäfts partner an.

Henning Mächerle

Grüner Wasserstoff,
grüner Neokolonialismus!

Ein willkommener Krieg?
Am 09.02. stellten 
Wolfgang Gehrcke und 
Christiane Rey mann das 
Buch "Ein will kom mener 
Krieg?" in der Kon gress-
halle im vollbesetzten Ker-
kradeZimmer vor. Die 
bei den stellten die Fragen 
und gaben Antworten, 
wem der Krieg nutze und 
wer daran verdiene. Sie 
erläuterten, warum denen, 
die auf Waffenlieferungen 
statt auf umgehende Ver-
hand lungen drängten, 
mehr mediale Be achtung 
geschenkt wurde. Daraus 
entwickelte sich eine leb-
hafte Diskussion.

Die Baerbock-Pirouette
Gut unterrichtete Kreise lassen wissen, 
Putin habe den Befehl aus Deutschland 

bereits ausgeführt und sich  
um 360° gedreht.

Siehe auch:
https://youtu.be/eHNo4Sg6TTg

Christiane Reymann, Wolfgang Gehrcke, Henning Mächerle

https://youtu.be/eHNo4Sg6TTg 
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(...) Der Zeitpunkt, an dem die 
Dis kussion über ein Zurück zur 
„Wehr pflicht“ beginnt, ist auch 
nicht zufällig, denn schließlich hat 
„unsere“ Bundes außen ministerin 
Annalena  Baer bock mit dem Satz 
„Wir kämpfen einen Krieg gegen 
Russ land“, erneut die „rote“ Linie 
über schritten. So braucht man ten-
den ziell mehr Soldatinnen und Sol
daten für einen heißen Krieg, auch 
dann, wenn der militärische Sinn im 
Mo ment  als noch fraglich dargestellt 
wird. Fraglich ist auch noch, ob bei 

einer Kriegs dienst ver weigerung 
wieder die unsäglichen An hörungs-
verfahren eingeführt werden? Hier 
sollte festgestellt werden, ob der 
Ver wei gerer es ernst meint, dass 
er aus „Gewissens gründen“ auf 
Menschen schie ßen kann oder 
nicht?

Übrigens hört man zur Zeit nichts 
mehr von Ver mittlungs versuchen 
von Präsident Lula aus Brasilien. – 
Der Westen will Krieg!

Uwe Moldenhauer

Leserbrief

„Heizung, Brot und Frieden“ –
Was tun?

Unter diesem Titel 
diskutierten  am 11.02. 
auf Einladung der DKP 
Gewerk schafts sekretär 
Ulf Immelt (DGB Hes
sen) und der Lieder

macher und ehe ma lige Bun des
tags ab geordnete Diether Dehm 
(PdL). Martina Lennartz moderierte 
die Veranstaltung, die in 
einem voll be setzten Raum 
des Posthotels Johannes
berg im mittelhessischen 
Lauterbach stattfand.

Lennartz fragte die 
Referenten zum Einstieg, 
warum Frieden mit Russ-
land Voraussetzung 
für welt weiten Frieden 
sei. Immelt und Dehm 
unterstrichen daraufhin, 
dass die Miss achtung 
des Minsker Ab kommens, 
das Vor preschen an die 
russische Grenze und 
das weitere Liefern von 
Waffen die Wahr schein-
lich keit eines 3. Welt-
krieges erhöhen würden. 
Deutsch land habe die moralische 
Pflicht, für Frieden mit Russland 
zu sor gen. Beide verwiesen auf die 
Ver ant wortung Deutschlands nach 
dem 2. Weltkrieg. Russland habe 
man die Befreiung und das Ende 
des Krieges am 8. Mai 1945 zu ver-
danken.

Immelt forderte Friedens ver -
hand lungen statt weiterer Waffen-
lieferungen an die Ukraine. Die 100 
Mrd. Euro, die die Bundesregierung 
zusätzlich für Aufrüstung ausgebe, 
müssten stattdessen in Bildung, 
Ge sund heit und ein gutes Leben 
im eigenen Land investiert werden. 
Dehm stellte die offene Frage, was 
man denn meine, was Putin in 
Deutsch land wolle – Bodenschätze 

könnten es wohl kaum sein. Ein 
An griff Russlands auf Deutschland 
käme seiner Ansicht nach schon 
des halb nicht in Frage.

Immelt führte aus, dass es auch 
Gewinner von Krieg und Krise gäbe: 
2022 liege der Umsatz der größten 
DAX-Konzerne bei 145 Mrd. Euro. 

Sie hätten 55 Milliarden Dividende 
aus geschüttet. 81% des Ver-
mögens wachstums in Deutschland 
gin gen an 1% der Bevölkerung – die 
Reich sten der Reichen. Die Armen 
wür den genau deshalb immer ärmer. 
Es lasse sich klar erkennen, wer der 
eigent liche Feind der Bevölkerung 
in die sem Land sei – Putin sei das 
nicht.

Im Plenum wurde die Frage dis-
kutiert, wie die DKP mit 
ihren im Gegensatz zum 
Mainstream ste henden 
Positionen mehr in die 
Öffent lich keit gelangen 
kann. Es ging darum, 
wie Interes sierte und Be-
troffene vernetzt werden 
können, um für den 
Frieden auf die Straße 
zu mobilisieren. Alle 
waren sich einig, dass 
man die Men schen nur 
erreicht, wenn man sie 
auch in Betrieben, bei 
der Ge werk schaft, in der 
Nachbarschaft und auf 
der Straße anspricht. 
Die Ver an staltung war 
Anstoß für Oster marsch

aktionen in diesem Jahr. Und am 
15.03. wird in Lauter bach eine DKP-
Gruppe neu gegründet. Interessierte 
sind herz lich willkommen.

Martina Lennartz
Siehe auch:
https://youtu.be/_0SCqEtoV0g

Frieden verhandeln statt Waffen liefern

Wer JA sagt zum Kapitalismus,
sagt JA zum Völkermord,
sagt JA zur Arbeitslosigkeit,
sagt JA zum sozialen 
Kahlschlag,
sagt JA zu Demokratieabbau,

sagt JA zu Armut und Elend.
Wir sagen 

  NEIN!

Diether Dehm, Martina Lennartz und Ulf Immelt

https://youtu.be/_0SCqEtoV0g
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Vor 50 Jahren beschäftigten wir uns 
mit dem „Rinn-Clan“. Die Ge brüder 
Rinn waren Eigentümer der Zigarren-
fabrik Rinn & Cloos, der Ma schinen-
fabrik Heyco und des Kamera her-
stellers Minox. Durch großzügige 
Spen den an die CDU und Platzierung 
von Managern im Stadt parla ment und 
in Gemeinde vertretungen sicherten 
sie sich politischen Einfluss. In den 
Betrieben wurden Lehrlinge (Aus-
zu bil dende) ausgebeutet und von 
Aus bildern be leidigt und tätlich an-
ge griffen. Inzwischen sind alle diese 
Fir men durch Miss manage ment rui-
niert worden. Arm wurden die Rinns 
des wegen nicht.

Vor 40 Jahren wurde das US-
Depot in Gießen erweitert. Immer 
mehr Kriegsgerät und -material bis hin 
zu Atom raketen wurde in der Stadt an-
ge häuft. Eine regionale große Grün
fläche, für die eigentlich ein Bauverbot 
galt, wurde dafür geopfert. Nach dem 
Abzug der US-Armee wurde das 
Gelände mit riesigen Logistikhallen 
zu ge baut.

Vor 30 Jahren wurde ein Schul-
ent wicklungs plan be schlos sen, 
der die ab seh bare Zu nahme der 

Schüler zahlen nicht berück sich tigte. 
Grund schul klassen mit mehr als 25 
Schülerinnen und Schülern wurden 
vor ge sehen. Die Lehrer gewerk schaft 
GEW setzte dem Plan eine „Offensive 
für kleine Klassen“ entgegen.

Vor 20 Jahren wurde in der Stadt 
über die geplante Galeria Neu-
städter Tor dis kutiert. Für die Galeria 
sollten meh rere Gewerbe bauten und 
Wohn häuser ab gerissen werden. 
Es war abzusehen, dass durch den 
Neu bau mehrere Geschäfte, denen 
es sowieso schon nicht gut ging, in 
Schwierig keiten kommen würden. 
Die DKP lehnte den Bau ab. Nach 
Fertig stellung steckt der Komplex bis 
heute in einer Dauer krise.

Vor 10 Jahren schlüpfte die 
Stadt un ter einen von der Landes
regierung an ge botenen finan ziellen 
Rettungs schirm. Sie verlor damit 
die Selbst bestimmung über ihre 
Finan zen und wurde zum Abbau von 
Leis tungen und zur Erhöhung von 
Steu ern und Ge bühren gezwungen. 
Die in hessischer Verfassung und 
Grund gesetz ver ankerte kommunale 
Selbst ver waltung wurde dadurch aus-
ge hebelt.      Gernot Linhart

Aus 50 Jahren Gießener EchoTermine
Fragen oder Anmeldungen an 
giessen@dkp.de

04.03.2023 ab 10:30 Uhr
Kundgebung / Infostand der 
DKP GI am Kugelbrunnen

08.03.2023 ab 17:30 Uhr:
Inter nationaler 
Frauen kampftag, 
Berliner Platz

10. und 31.03.2023 um 19 Uhr: 
Stammtisch im Chamäleon

16.03.2023 um 18 Uhr:
Bildungsabend der DKP, 
Mesopotamisches Kurdisches 
Kulturzentrum, Ederstr. 16

23.03.2023 um 19 Uhr:
Gruppenabend / MV DKP GI,  
Winchester-Zimmer, 
Kongresshalle

28.03.2023 um 18 Uhr:
Kundgebung "Heizung, Brot und 
Frieden" am Kugelbrunnen

29.03.2023: 
Redaktionsschluss AprilEcho

31.03.2023 ab 15:00 Uhr:
Kundgebung zum Streik in 
der UKGM, Treffpunkt: Hbf. 
Gießen, danach Fahrt zur 
Demo in Marburg (dort Start um 
16:30 Uhr am Hbf. Marburg)

08.04.2023 ab 10:00:
Ostermarsch-Kundgebung, 
Katharinenplatz (Hiroshima
Platz) mit LiveMusik von 
Dannyjune Smith

10.04.2023
Ostermarsch Frankfurt, 
Treffpunkt 9:00 Uhr Hbf. Gießen

Wir sammeln Unter stützungs
unter schriften für die Land tags
wahl in Hessen am 08.10.2023
siehe auch: www.giessen.dkp.de

Bitte Abogebühren bezahlen und spenden!
Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  Gießen; verantw.: Gernot Linhart, erscheint  
monatlich. Bezugs ge bühren: 30 Euro im Jahr (inkl. Ver sandkosten). 
Konto: IBAN: DE72 5135 0025 0200 5491 46
Namentlich gezeichnete Artikel geben nicht unbe dingt die Meinung des 
Redaktions kollektivs des Gießener Echos wieder.
Rückmeldungen + Leserbriefe an: Gießener Echo, Postfach 110340, 35348 
Gießen  –  EMail: giessen@dkp.de  –  Internet: www.giessen.dkp.de

Wir fordern die sofortige Entlassung von 
Außenministerin Annalena Baerbock. Wir Unter-
zeichner dieser Petition meinen, dass sie ihren 
Amtseid gebrochen hat und den Menschen in 
Deutsch land schadet.

Frau Baerbock hat die Aussage getätigt: "Wir 
kämpfen einen Krieg gegen Russland". Solch eine 
Aussage trägt die Gefahr in sich, dass die BRD zum 
Kriegsschauplatz wird. Dies wird durch die aktuell 
beschlossenen Lieferung von Kampfpanzern noch 
verstärkt. Frau Baerbock hat damit ihren Amtseid 
gebrochen.
Siehe: kurzelinks.de/Baerbock-muss-weg

Petition online unterschreiben
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